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Gesetzen der Bundesrepublik Deutschland in ihrer gelten­
den Fassung in Kraft und erläßt die erforderlichen Über­
gangsvorschriften.

Die Inkraftsetzung der Gesetze oder Teile von Gesetzen ge­
mäß Absatz 1 erfaßt auch die zu ihrer Durchführung erlasse­
nen Rechtsverordnungen sowie die Regelungen und Anord­
nungen der Deutschen Bundesbank, des Bundesaufsichts­
amtes für das Kreditwesen und des Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungswesen.

Soweit diese Gesetze und Rechtsverordnungen auf andere 
Rechtsvorschriften verweisen, ist zwischen den Vertrags­
parteien festzulegen, welche vergleichbaren Rechtsvor­
schriften der Deutschen Demokratischen Republik an deren 
Stelle treten oder ob die in Bezug genommenen Vorschriften 
der Bundesrepublik Deutschland Anwendung finden.

2. Nach Inkrafttreten des Vertrags gelten Änderungen der 
nachfolgend aufgeführten Gesetze oder Teile der Gesetze 
der Bundesrepublik Deutschland in der jeweils geltenden 
Fassung auch in der Deutschen Demokratischen Republik.

Diese Geltung erstreckt sich auch auf Änderungen der auf­
grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen so­
wie auf Änderungen der Regelungen und Anordnungen der 
Deutschen Bundesbank, des Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen und des Bundesaufsichtsamtes für das Versi­
cherungswesen.

Die Bundesrepublik Deutschland wird die Deutsche Demo­
kratische Republik bei der Vorbereitung von Änderungen 
zu Gesetzen und Rechtsverordnungen im Sinne dieser Anla­
ge unterrichten und ihre Stellungnahme einholen.

Die Deutsche Demokratische Republik wird Änderungen 
der Gesetze und Rechtsverordnungen, sonstiger Regelun­
gen und Anordnungen in geeigneter Form bekanntmachen.

3. An die Stelle von Behörden oder sonstigen Stellen der Bun­
desrepublik Deutschland, die in den nachfolgend aufgeführ­
ten Gesetzen oder den dazu erlassenen Rechtsverordnun­
gen genannt sind, treten, soweit in dieser Anlage nichts an­
deres festgelegt ist, die entsprechenden Behörden oder son­
stigen Stellen der Deutschen Demokratischen Republik; Ar­
tikel 3 Satz 3 des Vertrags bleibt unberührt.

II. Währungsunion

1. Gesetz über die Deutsche Bundesbank in der im Bundesge­
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7620-1, veröffentlich­
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Art. 32 des 
Gesetzes vom 24. April 1986 (BGBl. I S. 560)

2. Gesetz über das Kreditwesen in der Fassung der Bekannt­
machung vom 11. Juli 1985 (BGBl. I S. 1472), zuletzt geändert 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 22. Dezember 1989 
(BGBl. I S. 2408) mit folgender Maßgabe:

Solange nicht einem Gericht in der Deutschen Demokrati­
schen Republik die in § 28 Abs. 2, § 46 Abs. 2 und § 46 а des Ge­
setzes über das Kreditwesen genannten Aufgaben durch Ge­
setz oder Verordnung übertragen worden sind, übernimmt 
das Amtsgericht Charlottenburg diese Aufgaben. §46b des 
Gesetzes über das Kreditwesen gilt für Kreditinstitute mit 
Sitz in der Deutschen Demokratischen Republik mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Konkursverfahrens das Ver­
fahren nach der Verordnung über die Gesamtvollstreckung 
vom 18. Dezember 1975 (GBl. 19761, S. 5) tritt und daß die Ge­
samtvollstreckung nur auf Antrag des Bundesaufsichtsam­
tes eingeleitet werden kann.

Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im ersten und 
letzten Rechtszug über Klagen gegen Entscheidungen des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen nach dem Ge­
setz über das Kreditwesen oder anderen Gesetzen oder we­
gen Untätigkeit des Bundesaufsichtsamtes, wenn der Klä­
ger seinen Sitz oder Wohnsitz in der Deutschen Demokrati­
schen Republik hat.

3. Hypothekenbankgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 7628-1 veröffentlichten bereinigten

Fassung, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom
8. Juni 1988 (BGBl. I S. 710).

4. Gesetz über die Pfandbriefe und verwandten Schuldver­
schreibungen öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4135-1 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Art. 23 des Gesetzes vom 24. April 1986 (BGBl. I S. 560).

5. Gesetz über Bausparkassen vom 16. November 1972 (BGBl. I
S. 2097), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 22 des Gesetzes 
vom 29. März 1983 (BGBl. I S. 377).

6. Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften (KAGG) in der Fas- 
' sung der Bekanntmachung vom 14. Januar 1970 (BGBl. I

S. 127), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22. Fe­
bruar 1990 (BGBl. IS. 266).

7. Depotgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede­
rungsnummer 4130-1, veröffentlichten bereinigten Fas­
sung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
17. Juli 1985 (BGBl. I S. 1507).

8. Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 13. Oktober 1983 (BGBl. I S. 1261), zuletzt ge­
ändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19. Dezember 1986 
(BGBl. I S. 2595), mit folgender Maßgabe:

1. Nach Anhörung des Ministers der Finanzen der Deut­
schen Demokratischen Republik werden

a) Genehmigungen, die die Aufnahme des Versiche­
rungsgeschäfts in der Deutschen Demokratischen 
Republik ermöglichen, und

b) versicherungsaufsichtliche Genehmigungen für 
Versicherungsunternehmen mit Sitz oder Nieder­
lassung in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik

erteilt. Hierbei ist darauf zu achten, daß in dem Verwal­
tungsverfahren den Belangen und den Rechtsvorschrif­
ten der Deutschen Demokratischen Republik Rech­
nung getragen wird.

2. Über Anfechtungsklagen gegen Entscheidungen des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen 
oder Klagen wegen Untätigkeit des Bundesaufsichts­
amtes entscheidet das Bundesverwaltungsgericht im 
ersten und letzten Rechtszug.

III. Wirtschaftsunion

1. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1990 (BGBl. I S. 235) 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle der §§ 24 bis 24 c ein prä­
ventives vereinfachtes Untersagungsverfahren tritt.

2. Atomgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Juli 1985 (BGBl. I S. 1565), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 14. März 1990 (BGBl. I S. 478) mit der Maßgabe, daß im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Vertrages bestehende 
atomrechtliche und strahlenschutzrechtliche Genehmigun­
gen, Erlaubnisse und Zulassungen für Kernkraftwerke läng­
stens fünf Jahre und für sonstige Anlagen und Tätigkeiten 
längstens zehn Jahre fortgelten und insoweit die Überwa­
chungsvorschriften des Atomgesetzes über Auflagen, Wi­
derruf und Aufsicht sowie über wesentliche Veränderungen 
Anwendung finden. Die Deutsche Demokratische Republik 
verpflichtet sich, das Nähere im Einvernehmen mit den zu­
ständigen Stellen der Bundesrepublik Deutschland zu re­
geln.

3. Erstes bis Drittes Buch des Handelsgesetzbuches in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, ver­
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23. Oktober 1989 (BGBl. I, S. 1910) sowie §§ 705 bis 
740 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der im Bundesgesetz­
blatt TeillH, Gliederungsnummer 400-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz vom
18. Dezember 1989 (BGBl. I, S. 2261).

4. Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf­
tung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-


